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Wettbewerbsrecht den EU-Zielen anpassen 
Über bislang ungenutzte Möglichkeiten des europäischen Wettbewerbs- und Kartellrechts, 

um die Machtkonzentration im Agrar- und Lebensmittelsektor zu verhindern

von Maria Heubuch

Der Zusammenschluss der Pestizid-, Saatgut- und Pharmariesen Bayer und Monsanto ist nur das 

letzte Beispiel in einer langen Kette an Fusionen und Übernahmen, die zu einer zunehmenden 

Machtkonzentration im Agrar- und Lebensmittelsektor führen. Wer die Agrarwende vorantreiben 

möchte, sollte sein Augenmerk daher nicht allein auf die klassische Agrarpolitik lenken, sondern 

ebenfalls auf das EU-Wettbewerbs- und Kartellrecht, das mit potenziell scharfen Instrumenten 

gegen zu große Konzernmacht ausgestattet ist. Weltweit lassen sich Initiativen fi nden (in der EU 

z. B. der aktuell diskutierte Vorschlag der EU-Kommission zu unfairen Handelspraktiken in der Le-

bensmittelkette), die zeigen, dass das Problembewusstsein in den politischen Schaltstellen ange-

kommen ist. Darauf aufbauend untersucht der vorliegende Artikel, wie die EU ihre wettbewerbs- 

und kartellrechtlichen Möglichkeiten maximal im Sinne des Gemeinwohls ausschöpfen kann. Ein 

solcher Schritt ist notwendig, um agrarpolitische Anreize zu fl ankieren und dafür zu sorgen, dass 

gesellschaftliche Ziele wie Umwelt- und Klimaschutz erreicht werden und Bäuerinnen und Bauern 

ein faires Einkommen erhalten. 

Seit den 1980er-Jahren hat die Machtkonzentration 
im Agrar- und Lebensmittelsektor dramatisch zu-
genommen. Der Trend lässt sich auch in anderen 
Wirtschaft szweigen beobachten: Im Rekordjahr 2015 
wurden weltweit so viele Fusionen und Übernahmen 
durchgeführt wie nie zuvor.¹ Seither haben spektaku-
läre Übernahmen wie Bayer-Monsanto sowie Edeka-
Tengelmann für Schlagzeilen gesorgt. Entscheidungen 
wie die der EU-Wettbewerbskommissarin Margarete 
Vestager, den Zusammenschluss der Pestizid- und 
Saatgutriesen Bayer und Monsanto zu erlauben, stel-
len maßgeblich die Weichen für die Zukunft  des Ag-
rar- und Ernährungssystems. Denn 70 Prozent der ag-
rochemischen Industrie sind damit in der Hand von 
lediglich drei Konzernen, nachdem zuvor die Deals 
Dow-Dupont und ChemChina-Syngenta abgeschlos-
sen wurden. Das ist mehr als der allgemein anerkannte 
Schwellenwert, wonach der freie Wettbewerb auf ei-
nem Markt als nicht mehr gegeben angesehen wird, 
wenn mehr als 40 Prozent der Marktanteile durch vier 
Unternehmen kontrolliert werden.² Abbildung 1 zeigt, 
dass dieser Schwellenwert bereits im Jahr 2009 in allen 
wichtigen landwirtschaft lichen Input-Sektoren deut-
lich überschritten wurde. 

Die Konzentration nimmt nicht nur in den vorge-
lagerten Branchen, sondern in allen Segmenten der 
Wertschöpfungskette bedenkliche Ausmaße an: also 
auch in Produktion, Verarbeitung und Handel. Die 
fünf größten deutschen Supermarktketten teilten laut 
einer Untersuchung des Bundeskartellamts aus dem 
Jahre 2014 insgesamt 85 Prozent der Marktanteile un-
tereinander auf.³

Hat die EU das Problem erkannt?

Dass diese Konzentration negative Auswirkungen 
unter anderem auf bäuerliche Einkommen, Arbeit-
nehmerrechte, Umwelt, Vielfalt und Lebensmittel-
qualität hat, ist mittlerweile auch in den politischen 
Schaltstellen angekommen. Die EU-Kommission 
vermeidet es zwar sorgfältig, diesen Zusammen-
hang explizit zu benennen. Trotzdem zeugen meh-
rere EU-Initiativen der letzten Jahre von einem 
wachsenden Problembewusstsein. Die Basis dieser 
Initiativen ist die Tatsache, dass die EU-Verträge 
die Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
über jene der Wettbewerbspolitik stellen. Hier ein 
kurzer Überblick:
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 ■ Oktober 2012: Inkraft treten des Milchpakets, das das 
Auslaufen der Milchquotenregelung abfedern soll-
te. Milcherzeuger wurden ermutigt, sich zu Produ-
zentenorganisationen zusammenzuschließen, um 
kollektive Preisverhandlungen führen zu können.

 ■ Januar 2016: Die EU-Kommission beauft ragt eine 
Expertengruppe (»Agricultural Markets Task 
Force«) damit, Vorschläge für die Stärkung der 
Produzenten in der Lebensmittelkette zu erarbei-
ten. Im November desselben Jahres präsentiert die 
Gruppe ihre Vorschläge. Unter anderem sollen die 
Vertragsgestaltung verbessert, unfaire Handels-
praktiken unterbunden, die Preisvolatilität mittels 
Finanzinstrumenten eingedämmt und kollektive 
Verhandlungen auch außerhalb des Milchsektors 
ermöglicht werden.

 ■ Januar 2018: Die Omnibus-Verordnung⁴ (Halbzeit-
bewertung der GAP) tritt in Kraft . Alle Landwirte 
(nicht nur im Milchsektor) werden vom Kartellverbot 
weitgehend ausgenommen, um über kollektive Ver-
handlungen ihre Stellung in der Lieferkette zu stärken.

 ■ April 2018: Die Kommission schlägt eine Richt-
linie  ⁵ vor, um unfaire Handelspraktiken in der 
Lebensmittelkette zu bekämpfen. Mehrere unfaire 
Methoden, die im Lebensmittelhandel üblich sind, 
sollen in allen EU-Mitgliedsländern verboten wer-
den. Weitere Praktiken sollen nur dann erlaubt sein, 
wenn sie zuvor ausdrücklich vertraglich festgelegt 
wurden.

 ■ Juni 2018: Im Kommissionsvorschlag zur Gemeinsa-
men Marktordnung (Teil des GAP-Reformpakets) 
fi nden sich keine weiteren substanziellen Vorschlä-
ge zur Stärkung der Landwirte in der Lieferkette.

Das Für und Wider der genannten Initiativen im De-
tail zu diskutieren, würde den Rahmen des vorliegen-
den Artikels sprengen. Beide kennzeichnet jedoch, 
dass sie auf der Symptomebene ansetzen. Sie zielen 

darauf ab, die Position der Landwirte zu stärken, 
die für den Verkauf ihrer Produkte von hochgradig 
konzentrierten Geschäft spartnern abhängig sind. Die 
Möglichkeiten des EU-Wettbewerbsrechts werden je-
doch zu wenig wahrgenommen.

Zum einen geht es um die Möglichkeit, an der Wur-
zel des Problems anzusetzen und solche hochgradig 
konzentrierten Konglomerate erst gar nicht entstehen 
zu lassen bzw. sie zu entfl echten. Ein ganzheitliches 
Wettbewerbsrecht müsste die Folgen, die die Markt-
konzentration auf nicht-klassisch wettbewerbsrecht-
liche Aspekte wie Umwelt, Arbeitnehmerrechte, Tier-
schutz etc. hat, verstärkt berücksichtigen. Darüber 
hinaus würde es auch die langfristigen sozialen und 
ökologischen Auswirkungen von Wettbewerbsent-
scheidungen abwägen, einschließlich des Risikos, dass 
die Lobbymacht des agrarindustriellen Systems weiter 
gestärkt wird und die Agrarwende verzögert wird. So 
kann z. B. davon ausgegangen werden, dass Bundes-
kanzlerin Merkel den neu entstehenden Baysanto-
Konzern ebenso kompromisslos verteidigen wird wie 
die deutsche Automobilindustrie. Genauso wenig 
wird sie einer Agrarwende zustimmen, die den Inter-
essen des Konzerns schadet, indem weniger Pestizide 
und Hybridsaatgut verwendet werden.

Zum anderen sollte das Wettbewerbsrecht nicht 
gegen Zusammenschlüsse von Produzenten und Ver-
arbeitern verwendet werden, die durch Absprache hö-
here Umwelt-, Sozial- und Tierschutzstandards entwi-
ckeln möchten. Dies soll anhand von zwei Beispielen 
illustriert werden: Bayer-Monsanto und Kip van Mor-
gen (niederländisch für »Huhn von morgen«). 

EU-Wettbewerbsrecht in der Praxis

Die Regulierung des Wettbewerbs ist ein zutiefst 
europäisches Projekt. Jean Monet, einer der Grün-
derväter der Europäischen Union, stellte sich die ge-

meinsame Marktordnung vor als 
»das Gegenteil eines internatio-
nalen Kartells, das darauf abzielt, 
nationale Märkte durch restrik-
tive Praktiken aufzuteilen und 
auszubeuten«.⁷ Entsprechend 
prominent ist das EU-Kartellrecht 
in den Artikeln 101 bis 106 der Rö-
mischen Verträge verankert. Die 
EU-Fusionskontrollverordnung 
139/2004 ist eine spätere Ergän-
zung. Beiden gemeinsam ist das 
Ziel, den freien Wettbewerb auf 
dem EU-Binnenmarkt aufrecht 
zu erhalten. Das ist nötig, weil 
die Märkte nicht nach Lehrbuch 
funktionieren.

Abb. 1: Marktanteil der vier bzw. acht größten Unternehmen 

der Agrarindustrie nach Sektoren
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Neoklassische ökonomische Modelle von perfekten 
Märkten gehen von einer beinahe unendlichen Anzahl 
an Wettbewerbern aus, die Güter und Dienstleistun-
gen verkaufen. So werden knappe Ressourcen effi  zient 
verteilt und der Markt reguliert sich selbst. Doch in 
der Praxis passiert es häufi g, dass sich Marktteilneh-
mer zusammenschließen oder dass ein Unternehmen 
eine dominante Stellung am Markt erreicht und seine 
Macht ausnützt, um mehr Profi t zu erzielen. Bei sol-
chem »Marktversagen« schaltet sich nun der Staat ein, 
um wieder einen fairen Wettbewerb herzustellen. 

Das Wettbewerbsrecht gibt ihm weitreichende 
Instrumente dafür an die Hand. Es besteht aus einer 
Reihe an Verboten, um wettbewerbswidrige Verhal-
tensweisen zu bestrafen, etwa die Kartellbildung oder 
das Ausnützen einer dominanten Marktstellung. Im 
Gegensatz dazu ist das Fusionsrecht ein ex ante-Ins-
trument: Hier prüfen die Behörden die Vereinbarkeit 
mit einem freien Wettbewerb im Vorhinein, also be-
vor sich zwei oder mehrere Unternehmen zu einem 
größeren Konglomerat zusammenschließen.

Der Leitgedanke des Wettbewerbsrechts ist es, die 
Verteilung der Macht entlang der Wertschöpfungs-
kette zu untersuchen, sowohl vertikal als auch hori-
zontal. Die Wirkungen der Marktdynamik auf Ver-
braucherpreise, Angebot, Forschung und Entwicklung 
sind dabei relevante Kriterien, um ein Einschreiten 
zu rechtfertigen. Andere Überlegungen können nur 
durch Nutzung der Ausnahme des Artikels 101.3 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) verfolgt werden; und auch nur dann, 
wenn dies mit einem Effi  zienzgewinn, insbesonde-
re für die Verbraucher, gerechtfertigt werden kann. 
Umwelt, Menschenrechte, Arbeitsbedingungen etc. 
müssten dazu in Zahlen umgerechnet werden, was 
natürlich äußerst reduktionistisch ist.

Globalisierung gestalten

Seit einigen Jahren wird verstärkt infrage gestellt, ob 
dieser traditionelle wettbewerbsrechtliche Ansatz 
ausreichend ist, um die Auswirkungen der Globali-
sierung einzuhegen. So ist beispielsweise unumstrit-
ten, dass die zunehmende Machtkonzentration im 
Lebensmitteleinzelhandel nicht nur Auswirkungen 
auf Verbraucherpreise und Angebot hat, sondern die 
Struktur der gesamten Lieferkette verändert. Wenn 
Lieferketten immer länger werden, hat dies auch Fol-
gen für das Überleben bäuerlicher Betriebe und klei-
ner Lebensmittelgeschäft e, die Arbeitsbedingungen 
und die Umwelt. Die Wettbewerbsbehörden haben 
solche Eff ekte jedoch selten auf dem Schirm. Im Ge-
genteil, sie werden oft  als außerhalb des Kartellrechts 
liegend betrachtet und der Sphäre des »Politischen« 
zugeordnet.

Beispiel I: Baysanto

Die Entscheidung der EU-Wettbewerbskommissarin 
Margrethe Vestager im März 2018, grünes Licht für 
die Fusion zwischen den Pestizid- und Saatgutmul-
tis Bayer und Monsanto zu geben, illustriert dies gut. 
Zwar verlangte die Kommission den Verkauf von ei-
nigen Unternehmensteilen, um Überschneidungen 
bei Saatgut, Pestiziden und digitalen Produkten zu 
verhindern. Doch die Entscheidung basiert auf einer 
sehr engen Auslegung des Wettbewerbsrechts. In ih-
rer Pressemitteilung gibt die Kommissarin dies un-
umwunden zu: »Der Kommission sind im Laufe ihrer 
Untersuchung zahlreiche Petitionen über E-Mail, 
Postkarten, Briefe und Twitter zugegangen, in denen 
Bedenken hinsichtlich des geplanten Zusammen-
schlusses geltend gemacht wurden. Die Prüfungsbe-
fugnis der Kommission auf der Grundlage der Fu-
sionskontrollvorschrift en beschränkt sich jedoch auf 
rein wettbewerbsrechtliche Fragen. [...] Die in den 
Petitionen geltend gemachten Bedenken betrafen eu-
ropäische und einzelstaatliche Rechtsvorschrift en zur 
Lebensmittelsicherheit sowie verbraucher-, umwelt- 
und klimapolitische Belange. Auch wenn es sich da-
bei um wichtige Anliegen handelt, können sie nicht 
für eine wettbewerbsrechtliche Prüfung herangezo-
gen werden.« ⁸

Die Verfechter der bestehenden Rechtslage argu-
mentieren, dass diese unberücksichtigten Effekte 
durch andere Rechtsbereiche zu lösen sind, etwa 
durch Umwelt-, Sozial- und Steuerrecht. Doch in der 
Praxis erscheint es höchst unwahrscheinlich, dass eine 
Fusion, die sich negativ auf die Biodiversität auswirkt, 
durch Umweltgesetze gestoppt wird.

Zudem ist anzuzweifeln, ob diese enge Sichtweise 
des Wettbewerbsrechts mit den EU-Verträgen im Ein-
klang steht. So hat der Europäische Gerichtshof klar-
gestellt, dass das Wettbewerbsrecht Teil der Binnen-
marktvorschrift en ist, die bestimmten Zielen dienen. 
Auch das Wettbewerbsrecht muss also zu den überge-
ordneten Zielen der Europäischen Union beitragen: 
Wettbewerb ist kein Selbstzweck, sondern ein Mittel, 
um die in Artikel 3 des Maastricht-Vertrags ange-
strebten Ziele wie »nachhaltige Entwicklung«, »soziale 
Marktwirtschaft « und »Umweltschutz« zu erreichen.⁹ 
Der Vertrag von Lissabon hält fest, dass der Umwelt-
schutz in alle Politikbereiche und -maßnahmen der 
EU einbezogen werden muss (Artikel 11). 

Die Prinzipien der EU-Verträge bergen somit unge-
hobenes Potenzial, um aktuelle wettbewerbsrechtliche 
Entscheidungen zu hinterfragen und in Zukunft  zu 
verbessern, auch durch rechtliche Schritte. Der Jurist 
Julian Nowag¹⁰ hat dies pointiert kommentiert: »Die 
EU-Wettbewerbspolitik ist gesetzlich dazu verpfl ich-
tet, Ziele wie z. B. den Umweltschutz zu integrieren. 
Wenn diese Verpfl ichtung ausdrücklich abgelehnt 
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wird, kann eine Entscheidung von den Gerichten für 
nichtig erklärt werden.«

Beispiel II: »Huhn von morgen«

Ein zweites Beispiel zeigt, dass die EU-Wettbewerbs-
behörden es nicht nur unterlassen, nicht-ökono-
mische Eff ekte ihrer Entscheidungen abzuwägen. 
Das Wettbewerbsrecht steht auch jeder Form von 
Zusammenschlüssen von Wirtschaft streibenden im 
Weg – auch solchen, die auf eine koordinierte, nach-
haltigere Produktion abzielen. Im Jahr 2013 gründeten 
niederländische Hühnerproduzenten die »Huhn von 
morgen«-Initiative, um ihre Industrie nachhaltiger zu 
gestalten. Die freiwillige Initiative hatte folgende Ziele: 

 ■ Langsameres Wachstum der Hühner, um Gesund-
heitsprobleme und Antibiotikaeinsatz zu verringern

 ■ Geringere Hühnerzahl pro Quadratmeter
 ■ Maßnahmen zur Verringerung von Verletzungen
 ■ Nachhaltiges Soja in Futtermitteln
 ■ Umweltziele wie Senkung des CO2-Fußabdrucks, 

nachhaltige Energienutzung und niedrigere Emis-
sionen

Die Hühnerproduzenten ließen ihre Vereinbarung 
von der niederländischen Wettbewerbsbehörde prü-
fen. Diese kam zu dem Schluss, dass eine solche Ver-
einbarung potenziell wettbewerbsfeindlich sei. Dar-
über hinaus würden die durch die Vereinbarung ge-
schaff enen Effi  zienzgewinne den Verbrauchern keine 
direkten Vorteile (in Form von niedrigeren Preisen) 
bieten. Deshalb könne Artikel 101.3 AEUV, der po-
tenzielle Ausnahmen vom Wettbewerbsrecht öff net, 
nicht angewendet werden.

Mehrere andere Wirtschaft szweige, z. B. die Ka-
kaoindustrie, haben ebenfalls darauf hingewiesen, 
dass sektorweite Zusammenschlüsse für umwelt- und 
soziale Verbesserungen aus wettbewerbsrechtlichen 
Gründen kaum umzusetzen seien.¹¹

Lösungsvorschläge und Ausblick

Das Wettbewerbsrecht darf nicht länger ein Raum 
sein, in dem grundlegende Ziele der EU – wie Kli-
maschutz, Umweltschutz und Arbeitnehmerschutz – 
nicht gelten. Es braucht Leitlinien, in denen die 
EU-Kommission darlegt, wie die Anwendung des 
Wettbewerbsrechts mit diesen EU-Zielen in Einklang 
gebracht werden kann. Denkbar wäre, dass bei Fu-
sionskontrollen zusätzliche Tests durchgeführt wer-
den, die auf die genannten Aspekte abstellen. Bereits 
der letzte Kritische Agrarbericht ¹² benannte wichtige 
Hebel, wie etwa die Einführung des Instruments einer 
missbrauchsunabhängigen Entfl echtung und die Stär-
kung struktureller Faktoren wie Marktanteile. Auch 

die kartellrechtlichen Vorschriften müssen mehr 
Raum für Nachhaltigkeitsbestrebungen lassen. Wenn 
beispielsweise Kakaoproduzenten Absprachen treff en, 
um gegen Kinderarbeit in ihrem Sektor vorzugehen, 
darf dies nicht vom EU-Wettbewerbsrecht als Kartell 
gewertet werden. Die Menschenrechte müssen unver-
handelbar sein. 

IPES-Food schlägt darüber hinaus ein völkerrecht-
liches Instrument vor, um die Unternehmenskonzen-
tration systematisch anzupacken. Eine erste Aufga-
be eines solchen internationalen Übereinkommens 
könnte es sein, die Auswirkungen von zunehmender 
Marktkonzentration auf die Agrar- und Lebensmit-
telsysteme zu untersuchen.¹³ Eine gute Gelegenheit, 
um solche und weitere Verbesserungsvorschläge für 
ein ganzheitlicheres Wettbewerbsrecht zum Tragen zu 
bringen, bietet der jährliche Bericht des parlamentari-
schen Wirtschaft sausschusses zum Wettbewerbsrecht, 
der dieses Jahr (2019) von Michel Reimon verfasst wird. 

Die Reform der Wettbewerbsregeln ist der Schlüssel 
zur Bewältigung der Konsolidierung im Agrarsystem. 
Diese Schritte reichen jedoch nicht aus, betont der 
Th inktank IPES-Food: Sie müssen eingebettet wer-
den in eine grundlegendere Neuausrichtung der po-
litischen Anreize, damit Konsolidierung nicht länger 
die Voraussetzung für das Überleben von Unterneh-
men ist: »Damit Startups nicht automatisch in Mega-
Firmen subsumiert werden, damit die Ernährungs-
sicherheit nicht von einer Handvoll Firmen und ihren 
Daten abhängt, damit die Rechenschaft spfl icht nicht 
im Karussell der Marken und Vorstandsetagen verlo-
ren geht, und damit die Landwirte, kleinen Hersteller 

Folgerungen & Forderungen

 ■ Fusionen und Übernahmen im Agrar-und Lebensmit-

telsektor mit der Folge zunehmender Machtkonzen-

tration zementieren das industrielle Landwirtschafts- 

und Lebensmittelsystem mit seinen negativen 

sozialen und ökologischen Folgen.

 ■ Die Vorgaben des Wettbewerbsrechts müssen mit 

grundlegenden Zielen der EU wie Klimaschutz, 

Umweltschutz oder Arbeitnehmerschutz in Einklang 

gebracht werden.

 ■ Die Menschenrechte müssen unverhandelbar sein 

und eingehalten werden.

 ■ Wirtschaftsinitiativen für die Umsetzung z. B. von 

mehr Nachhaltigkeit dürfen nicht länger durch kar-

tellrechtliche Vorschriften verhindert werden.

 ■ Agrarpolitik und Wettbewerbspolitik müssen inei-

nandergreifen, damit das Wachse-oder-Weiche ein 

Ende hat und die bäuerliche Landwirtschaft und mit 

ihr Gemeinwohlinteressen eine Zukunft haben.
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und Verbraucher andere Möglichkeiten haben, als die 
Bedingungen der multinationalen Unternehmen zu 
schlucken.« ¹⁴ Dem kann ich nur zustimmen. Agrar-
politik und Wettbewerbspolitik müssen ineinander-
greifen, damit das Wachse-oder-Weiche ein Ende hat 
und die bäuerliche Landwirtschaft  und mit ihr öff ent-
liche Interessen wie Umwelt-, Klima- und Tierschutz 
sowie der Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer eine Zukunft  haben.
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